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EDU-Parlamentarierkonferenz: Flüchtlingsströme im Mittelpunkt 
Liechtenstein durch die Abgeordneten Heinz Ritter, Carl Kaiser und Reinhard Walser an der Konferenz im türkischen Antalya vertreten 

(mö) - Die zweite Parlamentarierkon­
ferenz der Europäischen Demokratischen 
Union (EDU) ,  einer Arbeitsgemein­
schaft christlich-demokratischer, konser­
vativer Parteien Europas, hat am Sams­
tag zum Abschluss des Iteffens im türki­
schen Ferienort Antalya acht Resolutio­
nen einhellig verabschiedet, die in drei 
Arbeitsausschüssen entworfen worden 
sind. Beherrschendes Thema waren die 
aktuellen Flüchtlingsströme, allen voran 
jener an der bulgarisch-türkischen 
Grenze. In einem kurzen Gespräch am 
Rande der Konferenz hat der türkische 
Aussenminister Mesut Yilmaz die beiden 
FBP-Abgeordneten Heinz Ritter und 
Carl Kaiser gebeten, der Regierung eine 
Note zu überreichen, wonach auch Liech­
tenstein die Bemühungen der Türkei zur 
Lösung des tragischen Minderheitskon-
flikts im Sinne der Wiener KSZE-Verein-
barungen unterstützen soll. Seitens der 
V U  war die EDU-Konferenz durch den 
Abgeordneten Reinhard Walser be­
schickt worden. 

Wenige Tage vor Beginn dieser zwei­
ten EDU-Parlamentarierkonferenz hatte 
die iTürkei bekanntlich ihre Grenze für 
die Aufnahme von Bulgaren türkischer 
Nationalität im ausserordentlichen Ver­
fahren gesperrt. Wer mit einem bulgari­
schen Pass in die Türkei reisen will, muss 
sich nun wieder bei einem de r  Konsulate 
um ein Visum bemühen. Die  türkische 
Regierung entschloss sich zu dieser Mass­
nahme, nachdem bis Dienstag früh ver­

gangener Woche rund 310000 Türken aus 
Bulgarien in einer fast panikartigen Ab­
wanderungsbewegung, die an jene aus 
der  Zeit des Zweiten Weltkrieges erin­
nert,  in die Türkei gekommen waren und 
derzeit grösstenteils in notdürftig einge­
richteten Zeltstädten untergebracht sind. 

Die EDU-Konferenz, die diese Proble­
matik vorwiegend in einem Ausschuss 
unter  d e m  Arbeitstitel «Neue Entwick­
lungen in westeuropäischen Demokra­
tien, den Menschenrechten und den Par­
teisystemen» behandelt hatte, ruft die 
Regierung der  Volksrepublik Bulgarien 
in einer Resolution u. a. dazu auf, ihrer 
Politik der  Assimilierung und Unterdrük-
kung muslimischer Minderheiten türki­
schen und anderen Ursprungs sofort ein 
Ende  zu setzen und diesen ihre Rechte 
wiederzugeben. Die Diskriminierung der 
Minoritäten in Bulgarien gipfelte bei­
spielsweise in gewaltsam vorgenomme­
nen Namensänderungen, in religiösen 
Beschränkungen sowie in Versuchen, den 
Gebrauch der  türkischen Sprache in der  
Öffentlichkeit zu verhindern. Die Türkei 
schlägt Bulgarien seit langem den Ab­
schluss eines Auswanderungsabkommens 
vor. Die jetzt angeordnete Schliessung 
de r  Grenze mag auch dem Zweck dienen, 
das Nachbarland in dieser Frage zum Ein­
lenken zu bewegen, wie den Ausführun­
gen des Ministerpräsidenten Oezal, der  
die Konferenz eröffnete, und des Aussen-
ministers Yilmaz, der  sie leitete, entnom­
men werden konnte.  

A m  Rande der 2. EDU-Parlamentarierkonferenz in Antalya: Die beiden FBP-Abge­
ordneten Heinz Ritter und Carl Kaiser im Gespräch mit dem türkischen Aussenminister 
Yilmaz, der auch Liechtenstein um Hilfe im bulgarisch-türkischen Minderheitenkon­
flikt ersuchte. (Bild: m ö )  

Aufforderung an die DDR-Führung 
Von der  Problematik he r  ergeben sich 

aus der  Situation in de r  Türkei durchaus 
auch Parallelen zum derzeitigen Flücht­
lingsstrom von Ost- nach Westdeutsch­
land. Die EDU-Parlamentarier  fordern 

deshalb in einer weiteren Resolution die 
Führung der  D D R  auf, ihre Ausreisepra­
xis zu ändern und die ständigen Men­
schenrechtsverletzungen in der  D D R .  die 
Ursache der  Fluchtbewegungen sind, ein-

(Fortsetzung a u f  Seite 3 )  

Nun gilt es für unsere Teilnehmer in Birmingham ernst 
Gestern wurden die Arbeiten der Berufsolympiade aufgenommen - Liechtensteiner Team wohlauf-  Kontakte schwierig 

Seit gestern morgen gilt es für unsere 
Kandidaten und Kandidatinnen der Be­
rufswettbewerbe im National Exhibition 
Centre in Birmingham ernst. Nach lan­
gem Bangen um die Aufgabenstellung 
kam für sie endlich Klarheit über das, was 
von ihnen verlangt wird. Da Kontakte zu 
ihnen bis heute untersagt waren, kann bis 
jetzt nur mit Sicherheit gesagt werden, 
dass sie an der Arbeit sind. Gesundheitli­
che Probleme sind sowohl bei der Mann­
schaft als auch bei den Experten und bei 
den Betreuern keine aufgetaucht, so dass 
sich alle mit vollen Kräften einsetzen 
können. 

Für  die Experten und für  unseren 
Technischen • Delegierten Josef Nigsch 
galt es bereits während de r  vergangenen 
Woche, einige Nüsse zu knacken, um den 
Teilnehmern optimale Arbeitsbedingun­
gen zu schaffen. Nach einigen Anfangs­
schwierigkeiten in de r  Organisation ist es 
ihnen schliesslich auch gelungen, so dass 
jetzt ein fairer Wettkampf mit gleichen 
Bedingungen für alle im Gange ist. Dies 
zu erreichen war laut Auskunft unserer 
Experten gar nicht so einfach, wollen 
doch einige Experten der  verschiedenen 
Länder möglichst Vorteile für  ihre eige­
nen Kandidaten schaffen. Vor allem auch 
auf die Arbeit  de r  Presse haben die in 
dieser Hinsicht gemachten Erfahrungen 
der  Organisatoren ihre Auswirkungen, 
war e s  doch sowohl a m  Sonntag bei der  
Besichtigung der  Arbeitsplätze als auch 

KONTAKTLINSEN 

gestern am ersten Arbeitstag verboten,  
Foto- oder  Filmaufnahmen zu machen,  
da  diese vor allem während de r  ersten 
Arbeitsgänge regelwidrig hätten verwen­
det  werden können. 

Unterbringung gut 
Wie eingangs erwähnt, finden die Be­

werbe im National Exhibition Centre 
(NEC) in Birmingham statt. Dieser riesi­
ge Komplex mit fünf Ausstellungshallen 
befindet sich fünf Autominuten vom 
Flughafen entfernt. Unsere Experten 
wiederum sind im Hotel Metropole, 
gleich neben diesem Zentrum unterge­
bracht,  während unsere acht Teilnehmer/ 
innen auf dem Universitätsgelände woh­
nen. Übe r  die Unterbringung sei nicht zu 
klagen, so der  einhellige Tenor. Das  H o ­
tel Metropol in Birmingham beherbergt 
übrigens auch ein riesiges Konferenzzen­
trum, wo Tagungen aller A r t  stattfinden 
und bietet eine ideale Infrastruktur zur  
Unterbringung von grösseren Delegatio­
nen,  wobei beim derzeitigen Andrang aus 
de r  ganzen Welt hochbetrieb herrscht. 

(Mehr  über  die Berufsolympiade im 
Innern dieser Ausgabe.) 

Das Zentrum der Berufsolympiade in Birmingham, das National Exhibition Centre, 
wo diese Woche die acht Teilnehmer aus unserem Land im Einsatz stehen. 

(Bild: Walter Nigg) 
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Reform der Schweizer 
Krankenversicherung 

Bern (AP)  Mit klaren Grundsätzen 
,und einer  neuen Expertenkommission 
hat  d e r  Schweizer Bundesrat den Neuan­
lauf für  die Reform der  Krankenversiche­
rung eingeläutet. Herzstück ist de r  Aus­
bau d e r  Solidarität; als Leitplanken wur­
den das Obligatorium für eine Grundver­
sicherung, gleiche Prämien für Mann und 
Frau,  volle Freizügigkeit zwischen Kas­
sen, Zulassung alternativer Versiche­
rungsmodelle, höhere Selbstbehalte und/ 
oder  Jahresfranchisen sowie eine mass­
volle Erhöhung der  Bundesbeiträge vor­
gegeben. 

Ü b e r  diese Absichten hat  Bundesrat 
Flavio Cotti a m  Montag im Anschluss an 
eine Orientierung von 120 Vertreterinnen 
und Vertretern de r  an  de r  Krankenversi­
cherung interessierten Institutionen die 
Öffentlichkeit informiert. 

Ein Drittel erfüllt US-Norm $3 
Zweithöchste Zulassungsziffer f ü r  neue Personenwagen 

(G. M.) - D ie  Motorfahrzeugdichte in 
unserem Land  nimmt weiter zu. A u f  1,7 
Einwohner entfällt bereits, wie kurz in 
d e r  Wochenendausgabe berichtet, e in  
Personenwagen, a u f  1,3 Einwohner trifft 
es  ein Motorfahrzeug. I m  letzten J a h r  
wurden,  wie aus d e r  Statistik des A m t e s  
für  Volkswirtschaft weiter hervorgeht,  
2011 Personenwagen neu in Verkehr ge­
setzt, die zweithöchste bisher von d e r  Sta­
tistik registrierte Zahl .  

Im Vergleich zum Voijahr ging die  
Zahl  der  erstmals in Verkehr gesetzten 
Motorfahrzeuge zwar au f  2546 (2704) 
Einheiten zurück, doch auch diese Zahl  
ist wie bei den  Personenwagen die zweit­
höchste j e  erreichte" Zulassungsziffer, 
während bei den  Liefer- und  Lastwagen 
gar  das Voijahresergebnis noch übertrof­
fen wurde. 

Erfreulich darf  vermerkt werden, dass 
mit d e r  hohen Zulassungszahl auch ein 
erheblicher Anstieg deijenigen Motor­
fahrzeuge zu verzeichnen ist, die mit Ka­
talysatoren ausgerüstet sind. Insgesamt 
waren a m  1. Juli 5386 (3682) Personen­
wagen registriert, welche die US-Norm 
83 erfüllen. Damit hat  sich de r  Bestand 
an  schadstoffarmen Fahrzeugen auf  33 
Prozent des Gesamtbestandes erhöht,  
nachdem dieser Anteil vo r  einem Jahr 
erst 22,2 Prozent ausgemacht hat te .  

Bei d e n  Neuzulassungen führen die 
drei Marken VW, Opel  und  Toyota - wie 
schon 1987 und 1986 - die  Statistik an .  
Auf  Platz vier vorgerückt ist BMW, ge­
folgt von Subaru, Ford, Audi und  Re­
nault, die alle mehr als hundert  Neuzulas­
sungen erreichten. In  den «top ten» sind 
noch Fiat und Mercedes vertreten, die  
knapp die Hundert-Marke streiften. 

KOMMENTAR 
Die Strafe folgt offenbar auch heute 

noch gleich auf  Überheblichkeit. In den 
ersten zwei Monaten dieses Jahres wurde 
Regierungschef Hans Brunhart als «inter­
national anerkannter Staatsmann» gefei­
ert, der nicht nur «viele entscheidende 
Probleme lösen» konnte, sondern auch 
«internationale Anerkennung und Anse­
hen» geniesse. 

Kurze Zeit später, als die USA ihre 
Visumsbestimmungen lockerten, befand 
sich Liechtenstein au f  dem Abstellgeleise. 
Erst vor wenigen Tagen raffte sich die 
Regierung auf, mit einer Pressemitteilung 
dem Volk zu erklären, was aufmerksame 
Zeitungsleser schon seit Monaten wussten: 
Die Liechtensteinerinnen und Liechten-

Wirklich unbedeutend? 
steinet- brauchen fü r  eine Reise in die Ver­
einigten Staaten weiterhin ein Visum. 

Die Visumspflicht f ü r  die US-Einreise 
ist zwar keines der «entscheidenden Pro­
bleme», doch offenbar musste der «inter­
national anerkannte Staatsmann» Brun­
hart doch klein beigeben, sofern er über­
haupt versucht hat, die Liechtensteiner mit 
den Schweizern gleichzustellen, die kein 
US-Visum mehr benötigen. 

Und wer den Schaden hat, der braucht 
f ü r  den Spott nicht zu sorgen: Das «Liech­
tensteiner Vaterland», noch vor kurzem 
bemüht, die Leistungen des Aussenpoliti-
kers Brunhart in grellen Farben zu malen, 
setzte den Titel «zu unbedeutend» über die 
Meldung der Regierung - wobei offen­
blieb, ob damit a u f  die Person oder a u f  die 
Sache hingewiesen werden sollte. 

Erstaunlich bleibt an der ganzen Ange­
legenheit, warum das Presse- und Infor­
mationsamt erst jetzt eine Meldung" über 
die Weiterführung der Visumspflicht f ü r  
liechtensteinische Staatsbürger veröffent­
licht. Wie die Amerikaner die Lockerung 
der Visumspflicht zu handhaben geden­
ken, das hatte die US-Botschaft in Bern 
schon einen Tag nach Bekanntwerden un­
serer Zeitung erklärt, das konnte schon 
vor langer Zeit nachgelesen werden. 

Für uns verband sich damals die Hoff­
nung, dass der «internationale Anerken­
nung und Ansehen» geniessende Staats­
mann zumindest versuchen würde, sofort 
eine Gleichstellung mit den schweizeri­
schen Staatsbürgern zu erreichen. 

Offenbar aber arbeitete Brunhart, u m  
beim Sprachgebrauch des «Liechtenstei­
ner Vaterland» zu bleiben, a u f  einer ande­
ren «Baustelle»: Es genüge nicht, lautete 
bekanntlich der aussenpolitische « Vater­
land»-Kommentar, einfach nur die f ü r  den 
Bau (der Aussenpolitik) benötigten Mate­
rialien heranzukarren, sondern vielmehr 
sei der logistische Zusammenhang dersel­
ben gefragt - «sonst kann es eben passie­
ren, dass halt der Kamin im Keller erstellt 
wird und die Toilette in der Küche» - oder 
die Gleichstellung mit der Schweiz in der 
Visumspflicht nicht erfolgt. (G. M.)  

BRD-Inflationsrate 
unter drei Prozent 

Wiesbaden (AP)  Erstmals seit März 
dieses Jahres liegt die Inflationsrate in 
der  Bundesrepublik wieder unter  drei 
Prozent. Wie das Statistische Bundesamt 
als vorläufiges Ergebnis a m  Montag in 
Wiesbaden mitteilte, ermässigte sich die  
Teuerungsrate von drei Prozent im Juli 
auf  2,9 Prozent. Im Monatsvergleich gin­
gen die Lebenshaltungskosten der  priva­
ten Haushalte zwischen Mitte Juli und 
Mitte August um 0,1 Prozent zurück. '  
Diese vorläufigen Angaben beruhen auf 
den  Ergebnissen aus vier Bundesländern, 
die endgültigen Zahlen will das Statisti­
sche Bundesamt in etwa zehn Tagen ver­
öffentlichen. 

Die Hinweise auf  eine Abschwächung 
des Preisauftriebs haben damit weitere 
Bestätigung gefunden. Im März dieses 
Jahres lag die Teuerungsrate bei 2,7 Pro­
zent. Im Monat darauf  sprang sie au f  drei 
Prozent. 


